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Setting the scene
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10. Mai 2023
EU Richt linie 20 23/ 970  
wird veröffent licht

7. Juni 2023
EU Richt linie  20 23/ 970  t rit t  
in Kraft

7. Juni 2026
Ablauf der Umsetzungs fris t  
für Mitglieds t aat en

7. Juni 2027
Ers t er Entgelt t ransparenz-
bericht  für Arbeitgeber mit  
mehr als  150  Arbeitnehmern

7. Juni 2031
Ers t er Entgelt -
t ransparenzbericht für 
Arbeitgeber mit  
10 0 –149  Arbeitnehmern

Nationale Umsetzung

Erster Bericht

Erster  Bericht

24. Oktober 2025
Abschlus sbericht  der 
Kommiss ion „Bürokrat iearme 
Umsetzung der 
Entgelt t ransparenzricht linie“

11. März 2026



Entgelttransparenzrichtlinie  – Hintergrund
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Artikel 157 Abs.1 AEUV:
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die 
Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Entgelts für Männer und Frauen 
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit 
sicherzustellen.

Erwägungsgrund 15: 
Geschlechtsspezifisches Entgeltgefälle 
lag 2020 bei 13%, wobei es erhebliche 
Unterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten gab, und es sich in den 
letzten zehn Jahren nur geringfügig 
verringert hat.
Deutschland:
2024 betrug das Gender Pay Gap 
unbereinigt 16% und bereinigt 6% 
(Statistisches Bundesamt).

Erwägungsgrund 11, 16: 
Die EU stützte die Richtlinie vor allem auf 
die Erkenntnis, dass die Anwendung des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts durch 
(i) mangelnde Transparenz der 
Entgeltsysteme, (ii) mangelnde 
Rechtssicherheit in Bezug auf den Begriff 
der gleichwertigen Arbeit und (iii)  
Verfahrenshindernisse für 
Diskriminierungsopfer behindert wird.

Art. 1: 
Die Richtlinie enthält 
Mindestanforderungen zur Stärkung der 
Anwendung des Grundsatzes des 
gleichen Entgelts bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit für Männer und 
Frauen nach Art. 157AEUV und des 
Diskriminierungsverbots nach Art. 4 der 
Richtlinie 2006/54/EG, insbesondere 
durch Entgelttransparenz und verstärkte 
Durchsetzungsmechanismen.



Entgelttransparenzrichtlinie – Wesentliche Neuerungen
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1. 
Erfordernis geschlechtsneutraler 
Entgeltstrukturen (Art. 4), die  e ine  
gle ichwert ige  Vergütung für gle iche  oder 
gle ichwert ige  Arbe it  auf der Grundlage  
bes t immter, objekt iver und 
geschlecht sneut rale r 
Arbe it s pla t zbe we rt ungs krit e rie n 
s ic he rs t e lle n.

2. 
Transparenzpflichten im Vorfeld eines 
Beschäftigungsverhältnisses (Art. 5), 
wonach Bewerber e inen Anspruch auf 
Informat ion über die  Eins t iegsvergütung 
oder deren Spanne  zus t eht  und Fragen 
nach der vorherigen Vergütung der 
Bewerber unzuläss ig s ind (muss  akt iv zur 
Verfügung ges t e llt  werden)

3. 
Recht der Beschäftigten auf Auskunft 
über das  individue lle  Entge lt niveau sowie  
über die  durchschnit t lichen 
Entge lt niveaus  – nach Geschlecht  
aufgeschlüsse lt  – für Kat egorien von 
Beschäft igt en, die  gle iche  oder 
gle ichwert ige  Arbe it  verricht en.

4. 
Bericht zur Entgelttransparenz , de r in 
rege lmäß igen Abs t änden veröffent licht  
wird und unt e r anderem über das  
geschlecht sspezifische  Lohngefälle  
innerhalb der Organisat ion sowie  das  
geschlecht sspezifische  Lohngefälle  nach 
Beschäft igt engruppen informiert .

5. 
Durchführung einer gemeinsamen 
Entgeltbewertung mit 
Arbeitnehmervertretungen , sofe rn das  
durchschnit t liche Entge lt niveau 
zwischen weiblichen und männlichen 
Beschäft igt en innerhalb e iner be liebigen 
Beschäft igt engruppe um mindes t ens  5% 
voneinander abweicht .

6. 
Durchsetzungsinstrumente im 
Zusammenhang mit  dem Grundsat z des  
gle ichen Entge lt s : Beweis las tumkehr, 
Schadensersat z/ Entschädigung, 
Sankt ionen.



Individuelles  Auskunft s recht  (Art . 7):
Arbe it nehmer haben unabhängig der Beschäft igt enzahlen das  
Recht , Auskünft e  über ihre  individue lle  Entge lt höhe  und über die  
durchschnit t lichen Entge lt höhen zu verlangen und in schrift licher 
Form zu e rhalt en, aufgeschlüsse lt  nach Geschlecht  und für die  
Gruppen von Arbe it nehmern, die  gle iche  Arbe it  oder 
gle ichwert ige  Arbe it  wie  s ie  verricht en.
Die  Auskunft  kann nach Abs . 2 über Arbe it nehmervert re tungen 
oder e ine  Gle ichbehandlungss t e lle , aber auch unmit t e lbar vom 
Arbe it geber verlangt  werden.
Gem. Abs . 5 dürfen Arbe it nehmer nicht  daran gehindert  werden, 
ihr Entge lt  offenzulegen, um den Grundsat z des  gle ichen 
Entge lt s  durchzuse t zen.

Bericht spflicht  für Arbe it geber ab 10 0  Beschäft igt en  (Art . 9 ) u.a. 
bzgl.:
a) dem geschlecht sspezifische  Entge lt gefälle ;
b) dem geschlecht sspezifische  Entge lt gefälle  be i e rgänzenden 

oder variablen Bes t andt e ilen;
c) dem geschlecht sspezifische  Entge lt gefälle  zwischen 

Arbe it nehmern be i Gruppen von Arbe it nehmern.
Arbe it nehmer, Arbe it nehmervert re t er, Arbe it saufs icht sbehörden 
und Gle ichbehandlungss t e llen haben das  Recht , von Arbe it gebern 
zusät zliche  Klars t e llungen und Einze lhe it en zu allen 
bere it ges t e llt en Daten, e inschließ lich Erläut e rungen zu e twaigen 
geschlecht sspezifischen Entge lt unt e rschieden, zu verlangen.
Bericht e  sollen von nach nat ionalem Recht  e ingese t zt en 
Überwachungss t e llen auf angemessene  und t ransparent e  Weise  
veröffent licht  werden.
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Inbesondere Auskunftsrecht  und Berichtspflicht

Zentrale Frage: Was is t unt e r gle icher bzw. gle ichwert iger Arbe it zu vers t ehen und was fällt unt e r Ent ge lt ?



Gleichwertige Arbeit : Gem. Art 3. Abs. 1 Buchst. g: „gleichwertige Arbeit“ Arbeit, die gemäß nichtdiskriminierenden und 
objektiven geschlechtsneutralen Kriterien nach Maßgabe von Artikel 4 Abs. 4 als gleichwertig gilt.
Art. 4 Abs. 4: Entgeltstrukturen sind so beschaffen, dass anhand objektiver, geschlechtsneutraler und mit den 
Arbeitnehmervertretern vereinbarter Kriterien, sofern es solche Vertreter gibt, beurteilt werden kann, ob sich die 
Arbeitnehmer im Hinblick auf den Wert der Arbeit in einer vergleichbaren Situation befinden.
Faktoren zur Bemessung des Wertes der Arbeit:
 Kompet enzen (Ausbildung, Qualifikat ion, Berufserfahrung),
 Belas t ungen (psychische / körperliche  Belas t ung),
 Verant wort ung (Finanzen, Personal),
 Arbeit sbedingungen (Schicht arbe it ),
 weit e re  Fakt oren, die  für den konkre t en Arbe it splat z oder die  konkre t e  Pos it ion re levant  s ind.

Gleiche  Arbeit: Arbeit  is t  „gle ich“, wenn an verschiedenen Arbe it splät zen oder nache inander an demselben Arbe it splat z 
e ine  ident ische  oder gle ichart ige  Tät igke it  ausgeführt  wird.
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Bestimmung gleicher und gleichwertiger Arbeit



Ranking
 Tät igkeit en werden nach ihrem Wert  für 

das  Unternehmen geordnet  (bas ierend 
auf der St e llenbeschre ibung).

 Keine  spezifis ch gewichte t en Krit erien.

Klass ifizie rung 
 Es  werden mehrere  Tät igkeit sgruppen 

oder Arbeit splat zklas sen gebilde t  und 
die  e inzelnen Arbeit splät ze  werden 
diesen Klas s ifizierungen zugeordnet .

Faktorvergle ich
 J ede  Tät igkeit  wird anhand e iner Reihe  von Faktoren e inges tuft  (e inschl. ge is t ige  Belas tung, körperliche  

Belas tung, erforderliche  Fähigkeit en, Verantwortung, Leitungsverantwortung, Arbeit sbedingungen e t c .).

 Gehält er werden der Tät igkeit  im Vergle ich zu ihrer Eins tufung in Bezug auf jeden e inzelnen 
Faktor zugewiesen.

Bewertungssys t em
 Tät igkeit en werden anhand von Faktoren beschrieben. Faktoren werden nach ihrer Wicht igkeit  prioris iert  

und mit  Punkten bewert e t .

 Die Punkte  werden summiert , um die  Entgeltgruppe für die  Tät igkeit  zu bes t immen. Tät igkeit en mit  
ähnlichen Gesamtpunktzahlen werden in vergle ichbare  Vergütungsgruppen e ingeordnet .

Heraus forderungen 
 Taugliche  Vergle ichsarbe it nehmer in Art . 19  sehr weit  gefass t .
 Formell be t racht e t  verlangt  die  Richt linie , dass  alle  vie r Krit e rien (Kompetenzen, Verantwortung, Be las tungen, Arbe it sbedingungen) 

berücks icht igt  werden. 
 Die  Richt linie  legt  die  Bewertungsmethode  jedoch nicht  fes t ; den Mitglieds t aat en obliegt  es , gee igne t e  Ins t rumente  oder Methoden zur 

Analyse  verfügbar und le icht  zugänglich zu machen; es  s ind verschiedene  Modelle  denkbar: 

Bestimmung gleicher und gleichwertiger Arbeit
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Art. 3 Abs. 1:
„Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der 
Ausdruck
a) „Entgelt“ die üblichen Grund - oder 
Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen 
Vergütungen, die ein Arbeitgeber aufgrund des 
Dienstverhältnisses einem Arbeitnehmer 
unmittelbar oder mittelbar (ergänzende oder 
variable Bestandteile) als Geld - oder 
Sachleistung zahlt; ”

Erwägungsgrund 21:
„[…] Im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs ( 6 ) sollte der Begriff „Entgelt“ 
nicht nur das Gehalt, sondern auch ergänzende 
oder variable Bestandteile des Entgelts 
umfassen. […] Solche ergänzenden oder 
variablen Bestandteile können unter anderem 
[…] Betriebsrenten umfassen .“

Abschlussbericht  der Kommission  hilft  nur  bedingt  weiter : 
 Entge lt begriff soll e ine  Eingrenzung auf e indeut ig ablesbare  und nachvollziehbare  

Vergütungsbes t andt e ile  (orient ie rt  an der Entge lt besche inigungsverordnung) zugrunde  
ge legt  werden.

 bAV wird nur in Sondervot en e rwähnt , die  s ich für e ine  t e ilweise  oder volls t ändige  
Herausnahme aus  dem Entge lt begriff aussprechen.

Eine zweckorientierte  Auslegung  der Richtlinie  spricht  für eine Einbeziehung :
 Die  für e inen Vergle ich notwendige  Trans format ion der bAV-Leis tung kann sehr 

komplex se in, insbesondere , wenn unt e rschiedliche  Versorgungssys t eme ge lt en.
 Allerdings  wird die  bAV vom primärrecht lichen Entge lt begriff des  heut igen Art . 157 

AEUV zweife llos  e rfass t .
 Bericht spflicht en für BAV s ind auch anderweit ig anerkannt  (§§ 120 a, 162 AktG; CSRD 

Umsetzungsgese t zgebung)
 Die  Einbeziehung würde  dem Transparenzzweck der Richt linie  dienen.

9

Betriebliche  Altersversorgung  als transparenzpflichtiges  
Entgelt?

Entgelt im Sinne der Richtlinie erfasst alle (arbeitgeberfinanzierten ) Versorgungszusagen nach dem BetrAVG.



Grundsatz der Gleichbehandlung

• Allgemeiner arbeitsrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz ist auch in der 
betrieblichen Altersversorgung zu beachten

• AGG verbietet Geschlechtsdiskriminierung (Bereichsausnahme in § 2 Abs . 
2 S. 2 AGG: „Für die  be t riebliche  Alt e rsversorgung gilt  das  Bet rAVG“)

• Ent ge lt t ransparenzgese t z se it  20 17 in Kraft . Erfass t  auch BAV. 

OPTIONAL INSERT PRESENTATION TITLE 10

Aktuelle Rechtslage in Deutschland („Pay Gap führt zu 
Pension Gap?“)



Beitragsbetrachtung ausreichend
 Reine Beitragszusage: Arbeitgeber schuldet nach gesetzlicher 

Konzeption ausschließlich die Beitragszahlung; die Höhe der 
Versorgungsleistung ist nicht Bestandteil des Entgelts.

 Ähnliches dürfte für Direktversicherungen und (kongruent) 
rückgedeckte Unterstützungskassen gelten, da arbeitgeberseitige 
Nachschusspflicht eher theoretisch ist.

 Bei allen beitragsorientierten Zusagen, bei denen nicht mit einer 
Nachschusspflicht für einen bestimmten Personenkreis zu rechnen ist 
(kollektive Puffer etc.), sprechen gute Argumente dafür, nur die 
laufenden Beiträge zu berücksichtigen.

 Gleiches dürfte auch bei beitragsorientierten Leistungszusagen 
gelten, solange mit dem Beitrag die vorgesehene Leistung 
realistischerweise erreicht werden kann (zinsgebundene Zusagen).

Leistungsorientierte Versorgungszusage
 Die Berücksichtigung solcher Pensionsansprüche 

erfordert üblicherweise eine 
versicherungsmathematische Kalkulation. Der Grund 
hierfür ist das Fehlen einer unmittelbaren Beitragsbasis 
sowie die Notwendigkeit, den entstandenen Aufwand 
über die gesamte Dienstzeit zu verteilen.

 Praktikable Lösungen bieten sich durch Ansätze der 
internationalen Rechnungslegung oder des HGB. Diese 
ermöglichen die Ermittlung der Kosten (Service Cost ), 
die dem Leistungsanteil der aktuellen Periode 
zuzurechnen sind.

Im Übrigen viele offene Fragen und vorgeschlagene 
Ansätze: 
 Differenzierung zwischen Einzelzusagen und kollektiven 

Zusagen? 
 Auf Basis welcher Parameter wird gerechnet? 

(Rechnungszins, Unisex-Sterbetafeln?)
 Wie sind Zinsentwicklungen zu berücksichtigen
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Abbildung der bAV im Rahmen der Berichtspflichten –
Ermittlung der Entgelthöhe



Entgeltumwandlung
 Bei der Entgeltumwandlung ist das Entgelt vor der 

Umwandlung maßgeblich, sodass der Verzichtsbetrag zu 
berücksichtigen ist.

 Berücksichtigung von Matching -Beiträgen? Ggf. Risko 
mittelbarer Diskriminierung, soweit keine 
Rechtfertigungsmöglichkeit besteht.

Praktisches Problem
Umsetzung der Richtlinie verlangt vom Arbeitgeber eine 
sorgfältige und transparente Dokumentation der bestehenden 
bAV-Systeme.
Arbeitgeber müssen daher teils historische und ggf. durch 
Transaktionen und Ablösungen geprägte bAV-Landschaften 
transparent und nachvollziehbar in die jeweilige 
Vergleichsgruppenbetrachtung einbringen.
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Abbildung der bAV – Probleme der Entgeltumwandlung 
und der Vielfältigkeit von Zusagen 



Grundsatz:
Das BAG erlaubt Arbeitgebern, Arbeitnehmer, die erst ab einem 
bestimmten Stichtag in das Unternehmen eintreten, von einem 
Altersversorgungssystem auszuschließen, obwohl früher 
eingetretenen Arbeitnehmern die zugesagte Leistung zu 
gewähren ist. 

 St icht agsbezogene Schließungen und Ablösungen von 
Versorgungssys t emen dürft en auch unt e r der 
Entge lt t ransparenzricht linie  weit e rhin möglich se in.

 Der Umstand, dass  Arbe it nehmer an verschiedenen bAV-
Sys t emen t e ilnehmen dürft e  auch unt e r der Richt linie  
weit e rhing gerecht fe rt igt  werden können se in (sofern man 
überhaupt  e ine  Vergle ichbarke it  be jaht ).

 Die  e twa aus  Ablösungen, Zukäufen und Schließungen 
result ie rende  Gruppenbildung dürft e  rege lmäß ig zuläss ig se in, 
solange  s ie  auf nachvollziehbaren und sachlichen Gründen 
beruht  und ke ine  unzuläss ige  Ungle ichbehandlung dars t e llt .

 Auch der Bericht  der Kommiss ion s ieht  vor, dass  der 
Arbe it geber die  Dat en ge t rennt  für his t orisch gewachsene  
Altvert räge  dokument ie ren darf oder dies  jedenfalls  e in 
Recht fe rt igungsgrund dars t e llt .
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Schicksal des Stichtagsprinzips

Problem:
Durch verschiedene angebotene Systeme und 
Versicherungskonditionen könnte der Entgeltvergleich erheblich 
verzerrt werden, insbesondere, wenn Arbeitnehmer keinen 
Zugang mehr zu vorteilhafteren und mittlerweile geschlossenen 
Systemen haben. 



- Gebot  richt linienkonformer Aus legung? 

- Unmit t e lbare  Anwendung der Richt linie? 

- Was  pass ie rt  be i verspät e t e r Umset zung?

OPTIONAL INSERT PRESENTATION TITLE 14

Was gilt es bereits jetzt zu beachten? 



Umsetzungsstand hinkt den Richtlinienvorgaben hinterher
 In zahlreichen Mitgliedstaaten fehlt es noch vollständig an Umsetzungsinitiativen. 

Einige Länder haben Gesetzesentwürfe veröffentlicht. Wenige Länder haben Teile der 
Richtlinie bereits umgesetzt (Polen bspw. Art. 5).

 Teilweise verzögern die Mitgliedstaaten bereits die Umsetzung; beispielsweise haben 
Dänemark und die Niederlande ihre Umsetzung auf den 1.1.2027 verschoben.

In den Entwürfen der Mitgliedstaaten finden sich soweit ersichtlich größtenteils keine 
spezifischen Regelungen für die betriebliche Altersversorgung.
 Mittelbare Aussagen zur bAV bspw. in Zypern und Niederlanden. 
 Mitgliedstaaten mit überwiegend DC -Plänen haben nach der Konzeption der Richtlinie 

auch keine erheblichen Schwierigkeiten, betriebliche Altersversorgung abzubilden.

Umsetzungsstand 
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Die Richtlinie enthält in Bezug auf die bAV weiterhin zahlreiche Herausforderungen. Es besteht kaum Hoffnung, dass das 
Gesetzgebungsverfahren spezifische Details zur bAV bereitstellen wird. Insgesamt sollten Arbeitgeber dennoch pragmatische 
Lösungsansätze wählen.
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 



Dieses Material wird von Freshfields, einer international agierenden Anwaltssozietät, zur 
Verfügung ges t e llt . Freshfie lds  bie t e t  ihre  Diens t le is tungen weltweit  über e inen Verbund von 
mehreren Gese llschaft en an. Weit e re  Informat ionen über unsere  St ruktur finden Sie  hie r: 
ht tps :/ / www.freshfie lds .com/ en/ footer/ legal-not ices .

Die  Freshfie lds  PartG mbB hat  ihren Sit z in Frankfurt  am Main und is t  im Partnerschaft s regis t e r 
des  Amtsgericht s  Frankfurt  am Main unter der Regis t e rnummer PR 26 77 e inge t ragen. 

Dieses  Material dient  der allgemeinen Informat ion und s t e llt  ke ine  individue lle  verbindliche  
Recht sberatung für Sie  dar. Sollt en Sie  spezifischen Recht s rat  wünschen, sprechen Sie  uns  bit t e  
an. Wir s t ehen Ihnen hie rfür sehr gern zur Verfügung. 

© 20 26  Freshfie lds  PartG mbB. Alle  Rechte  vorbehalt en.
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